
Aus Sicht der Stiftung DatenschutzRichter108 PinG 03.22

Ein religiöses Schwerpunktheft mag auch 
an der Kolumne der Stiftung Datenschutz 
nicht spurlos vorbeigehen, auch wenn 
die strikte Neutralität dieser Einrichtung 
selbstverständlich auch weltanschauliche 
Fragen betrifft.1

Datenschutzrechtliche Laien muss es 
 zunächst verwundern, wenn sie hören, 
dass die vermeintlich so allumfassende 
DSGVO im Bereich der Kirchen gar keine 
Anwendung findet. Und diese Verwunde­
rung ist legitim, liegt doch die Ursache für 
diese Bereichsausnahme im EU­Mitglied­
staat Deutschland schon lange zurück. Die 
bedingte Ausnahme für die Kirchen wurde 
nicht erst am 27. April 2016 mit der DSGVO 
beschlossen, sondern im Effekt bereits am 
31. Juli 1919 auf den langen Weg gebracht. 
Damals ging es zwar noch nicht um Daten­
schutz, doch wurde den Kirchen mit dem 
Beschluss der Verfassung für das Deutsche 
Reich eine umfassende Regelungsbefugnis 
zugestanden. Die für die Bundesrepublik 
beschlossene Fortgeltung des maßgeb­
lichen Artikels 137 der Weimarer Reichs­
verfassung legte dann 1949 die Grundlage 
für die spätere Wirkung der Öffnungs­
klausel im Artikel 91 der DSGVO.

 1 Ganz im Rahmen seiner informationellen 
Selbstbestimmung weist der Autor darauf hin, 
dass er keiner Konfession angehört.

Beim Inhalt der Einklang

Trotz dieser langen Historie ist die Wir­
kung auf das materielle Datenschutzrecht 
überschaubar. Denn anders als etwa beim 
Medienprivileg für die Presse bedeutet die 
Bereichsausnahme für die Kirchen keine 
empfindliche Einschränkung des Daten­
schutzrechts. Vielmehr lässt die DSGVO 
ein paralleles Bestehen vorhandener kirch­
licher Datenschutzregeln nur zu, wenn 
diese mit ihr im Einklang stehen. Dies muss 
keine wortgetreue Übernahme bedeuten, 
denn dann wäre der Sinn der Öffnungs­
klausel kaum mehr gegeben.2 Doch müs­
sen die Datenschutzregelungen der Kirchen 
den Begrifflichkeiten und Grundsätzen des 
harmonisierten europäischen Datenschutz­
rechts entsprechen.3 Es darf daher der gel­
tende EU­Datenschutzstandard nicht un­
terschritten werden.

Überschritten werden darf er dagegen 
schon.4 So werden in den Datenschutz­
gesetzen beider großer deutscher Kirchen 
Datenverarbeitungen auf Basis berechtigter 
Interessen eingeschränkt. Im katholischen 
Gesetz über den kirchlichen Datenschutz 
werden kirchliche Stellen wie staatliche 
 Behörden behandelt, mit der Folge, dass sie 
sich nicht auf berechtigte Interessen be­
rufen können. Und im Datenschutzgesetz 
der Evangelischen Kirche können allein 

 2 Losem, in: KuR 2013, 231 [242].
 3 Auernhammer/Jacob, Art. 91, Rn. 13.
 4 Thüsing/Rombey, in: HK DSGVO/BDSG, 

2. Aufl. 2020, Art. 91, Rn. 13.

 berechtigte Interessen Dritter eine entspre­
chende Rechtsgrundlage bilden.

Und die Durchsetzung?

Wie im weltlichen Datenschutz, so gilt 
 natürlich auch im kirchlichen Datenschutz: 
Einheitliche Regeln sollten einheitlich 
durchgesetzt werden. Und so haben denn 
auch beide Amtskirchen ihre Aufsichts­
behördenlandschaft mit dem Übergang zur 
DSGVO stärker zentralisiert. So wird vom 
Datenschutzbeauftragten der EKD die Auf­
sicht über 16 der 20 Landeskirchen wahr­
genommen und in der katholischen Kirche 
die Aufsicht auf fünf Diözesandaten­
schutzbeauftragte konzentriert.

Die strukturelle Organisation der Auf­
sicht über den Datenschutz ist das eine, die 
Abstimmung über die inhaltliche Arbeit 
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einer vielgliedrigen Aufsicht jedoch das 
andere – und ein entscheidender Faktor. 
Denn durch zu geringe Abstimmung, 
durch inkongruente Entscheidungen und 
durch nicht zueinander passende Verlaut­
barungen könnten bei den zu beaufsichti­
gen Verantwortlichen schnell Unklarheiten 
und Unsicherheiten entstehen, ganz un­
abhängig von der Aufsichtszuständigkeit 
im konkreten Fall. Von daher ist es nur 
 fol gerichtig, dass sich auch im kirchlichen 
Bereich die Aufsichtsbehörden regelmäßig 
zusammensetzen. Das tun sie innerhalb 
eigener konfessioneller Konferenzen, aber 
auch übergreifend. So gab es 2018 und 
2021 einen ökumenischen Datenschutztag 
der Konferenz der Diözesandatenschutz­
beauftragten der Katholischen Kirche und 
der Konferenz der Beauftragten für den 
Datenschutz in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland.

Warum nicht öfter alle 
zusammen?

Wünschenswert wäre es aus hiesiger Sicht 
durchaus, wenn man den Kreis des Aus­
tausches noch größer zöge, wenn sich also 
die allgemeinen Aufsichtsbehörden enger 
und öfter mit den spezifischen Aufsichts­
behörden austauschen würden. Es scheint 
auf der Hand zu liegen: Wenn das jeweilige 
kirchliche Datenschutzrecht mit der DSGVO 
im Einklang stehen muss, dann sollte auch 
die Beaufsichtigung der Rechtseinhaltung 
in gewissen Einklang gebracht werden. 
Das kann selbstredend nur insoweit ge­

schehen, wie nicht kirchliche Spe zifika eine 
vom weltlichen Bereich abweichende 
Aufsichts praxis erfordern. Doch wird es 
angesichts des noch immer jungen und 
teils noch  materiell interpretierungsbedürf­
tigen euro päischen Datenschutzrechts ge­
nug Rechts­ und Rechtsdurchsetzungs­
fragen geben, bei deren Beantwortung eine 
gemeinsame Linie sinnvoll wäre. Der Bun­
desgesetzgeber hat dies 2017 nur für einen 
engen Kern bereich ebenso gesehen und die 
Datenschutzaufsichtsbehörden von Bund 
und Ländern in § 18 BDSG lediglich ver­
pflichtet, die kirchlichen Aufsichtsbehörden 
in euro päischen Angelegenheiten zu betei­
ligen, „sofern diese von der Angelegenheit 
betroffen sind“.

Der tatsächliche Umgang der Konferenz 
der unabhängigen Datenschutzaufsichts­
behörden des Bundes und der Länder (DSK) 
mit den spezifischen Aufsichtsbehörden, 
mithin denen des kirchlichen Bereichs, 
muss sich anscheinend eher als reserviert 
bezeichnen lassen. Die Bestandsschutz­
regel in Art. 91 DSGVO wird in der DSK 
eher restriktiv gesehen;5 eine institutio­
nelle Beteiligung der spezifischen Auf­
sichtsbehörden könne über informelle 
 Gesprächsrunden und ein gesetzliches 
 Minimum kaum hinausgehen.6 Immerhin 
 arbeiten der BfDI und die Zentrale Anlauf­
stelle für die grenzüberschreitende Zu­
sammenarbeit deutscher und europäischer 
Datenschutzaufsichten an einem Konzept, 
mit dem die spezifischen Aufsichtsbehör­
den über auf europäischer Ebene laufende 
Abstimmungen besser informiert werden 
können.7

 5 DSK­Beschluss vom 12. August 2019; abrufbar 
unter: www.datenschutzkonferenz­online.de/ 
media/dskb/20190812_dsk_spezifische.pdf.

 6 Umfangreiche Nachweise im Blog­Beitrag von 
Neumann vom 9. Dezember 2020, abrufbar 
 unter:  https://artikel91.eu/2020/12/09/dsk­ 
dokumente­befreit­staatliche­skepsis­ 
gegenueber­kirchlichem­datenschutz.

 7 Protokoll der Videokonferenz der DSK mit den 
spezifischen Aufsichtsbehörden vom 26. Oktober 
2020, nach IFG­Anfrage abrufbar unter: 
 https://fragdenstaat.de/anfrage/termine­der­dsk­
mit­den­spezifischen­aufsichtsbehorden/610807/
anhang/Protokoll_Oktober2020.pdf.

Aller guten Konferenzen sind drei

Neben der DSK und den Konferenzen der 
kirchlichen Aufsichten gibt es noch eine 
weitere, eher wenig bekannte Institution, 
nämlich die Rundfunkdatenschutzkonfe­
renz, die RDSK. Auch das Ausmaß der Ab­
stimmung zwischen ihr und der allgemei­
nen Aufsicht scheint ausbaubar, denn auch 
dieser Zusammenschluss spezifischer Auf­
sichtsbehörden zielt auf ein engeres Ver­
hältnis zur DSK ab und hofft für das lau­
fende Jahr auf Fortschritte.8

Im Rahmen der Umsetzung der aktuellen 
Koalitionsvereinbarung im Bund könnte 
daher die Chance ergriffen werden, nicht 
nur „die Datenschutzkonferenz [von Bund 
und Ländern] zu institutionalisieren“, 
 sondern auch Maßgaben für eine engere 
Abstimmung aller deutschen Datenschutz­
konferenzen aufzustellen. Dem Einklang 
bei Interpretation und Durchsetzung des 
einheitlichen europäischen Datenschutz­
rechts wäre es sicher nicht abträglich.

Eine Gemeinsamkeit scheinen Daten­
schutzaufsichten dagegen in allen drei 
 Bereichen zu haben: Die (zu) knappen 
 Ressourcen. Während die Unterausstattung 
der staatlichen Aufsichtsbehörden in vielen 
Bundesländern bereits seit Jahrzehnten 
notorisch ist, waren in jüngerer Zeit  Klagen 
darüber auch aus dem kirchlichen Bereich 
zu vernehmen.9 Ebenso dies könnte ein 
Thema für eine übergreifende Aufsichts­
konferenz sein, wenngleich zugegebener­
maßen kein schönes.

 8 Nachweise im Blog­Beitrag von Neumann vom 
3. März 2022, abrufbar unter: https://artikel91.
eu/2022/03/03/der­rundfunkdatenschutz 
beauftragte­fordert­beteiligung­an­der­ 
datenschutzkonferenz.

 9 Bayerische kirchliche Datenschutzaufsicht 
kann Aufgaben kaum erfüllen; Bericht auf 
 katholisch.de vom 12. Oktober 2020, abrufbar 
unter: www.katholisch.de/artikel/27159­ 
bayerische­kirchliche­datenschutzaufsicht­ 
kann­aufgaben­kaum­erfuellen.
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